
E rfreulich ist, dass das Ober-
verwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen mit seinen Urteilen

vom 15.08.2008, AZ: 6 A 2861/ 06 und 6
A 4309/05 positive Entscheidungen zu-
gunsten der Patienten getroffen hat. 

Der Sachverhalt
Im Jahre 2004 wurde ein Heil- und Kos-
tenplan durch Zahnärzte erstellt, der
den Einsatz eines Implantates im Unter-
kiefer mit voraussichtlichen Gesamt-
kosten in Höhe von 1.463,85 Euro vor-
sah. Mit dem Implantat sollte der ge-
netisch nicht angelegte Zahn 35 nach
Extraktion des noch vorhandenen
Milchzahns ersetzt werden. Diese Art
der Versorgung wurde aufgrund der 
gesunden Nachbarzähne als beste und
schonendste Lösung seitens der behan-
delnden Zahnärzte empfohlen. Die Be-
zirksregierung lehnte die Aufwendun-
gen über einen Pauschalbetrag von 
250 Euro hinaus als beihilfefähig ab.
Nach erfolgter Implantatversorgung
fand eine gerichtliche Auseinanderset-
zung über die Aufwendungen für die 
Behandlung durch Vorlage der Rech-
nungen statt. Tatsächlich hatte die Re-
gierung lediglich eine Beihilfe in Höhe
von 200 Euro (80% von 250 Euro) ge-
währt, da sie sich darauf berief, dass die
Indikation nach der Beihilfeverordnung
(BVO) nicht vorläge. Aus diesem Grunde

seien die Aufwendungen grundsätzlich
nicht beihilfefähig, sodass sämtliche
Kosten der zahnärztlichen kieferchirur-
gischen Leistungen abgegolten seien. 
Vonseiten des Beihilfeberechtigten
wurde dem widersprochen. Sein Argu-
ment war, dass die Implantatbehand-
lung medizinisch indiziert war und in ei-
nem solchen Falle ein Implantat auch
abweichend von der BVO beihilfefähig
sei. Er berief sich auf den sogenannten
Fürsorgegedanken und die Verpflich-
tung des Dienstherrn zur amtsangemes-
senen Alimentation. Hilfsweise wäre zu
berücksichtigen, dass die Kosten einer
herkömmlichen Zahnersatzversorgung
auch entstanden wären, sodass die Kos-
ten eines alternativen Behandlungs-
konzeptes in jedem Falle zu zahlen sei. 

Die Entscheidungsgründe
Das Oberverwaltungsgericht (OVG) hat
dem Beihilfeberechtigten Recht gege-
ben: grundsätzlich sah das Gericht ei-
nen Anspruch auf die Gewährung einer
weiteren Beihilfe für gegeben. 
Da die Aufwendungen für die Implan-
tatversorgung notwendig und ange-
messen waren, aus Sicht des Gerichtes,
könne die Beihilfefähigkeit nicht durch
die BVO ausgeschlossen bzw. begrenzt
werden. Im Rahmen der Begründung
hat das Gericht sehr eindrucksvoll he-
rausgearbeitet, dass entscheidend nicht

die BVO als solches sein kann. Die Frage
nach der Notwendigkeit von Aufwen-
dungen kann regelmäßig nur dadurch
beantwortet werden, ob sie tatsächlich
geboten ist. Diese Beurteilung obliegt
dem behandelnden Arzt nach der stän-
digen Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts.
Auch hebt das OVG eindeutig hervor,
dass die Bestimmungen der Beihilfe-
verordnung keinen abschließenden 
Katalog medizinischer Indikationen
für Implantatversorgungen aufstellen,
sondern lediglich aus der Vielzahl der 
Indikationen einige Fallgestaltungen
herausgreifen, auf die die Beihilfefä-
higkeit der Implantatsversorgung un-
abhängig von der medizinischen Not-
wendigkeit einer solchen Versorgung
begrenzt werden soll. 
Stellt sich die Frage nach der Ange-
messenheit einer solchen Versorgung:
auch hier bezieht sich das OVG auf die
Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts, das zur Beurteilung 
den Gebührenrahmen der Gebühren-
ordnung für Zahnärzte heranzieht.
Zahnärztliche Hilfe könne und müsse in
aller Regel nur nach Maßgabe dieser
Gebührenordnung erlangt werden. 
Herauszuheben ist weiter, dass das
Oberverwaltungsgericht unmissver-
ständlich deutlich gemacht hat, dass
sich Beihilfevorschriften, die notwen-
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In jüngerer Vergangenheit haben einige Urteile Aufsehen erregt, die sich mit zentralen Fragen
der Gesundheitsversorgung im Bereich der Implantologie beschäftigen: seit ein paar Jahren ist
es zu beobachten, dass der Spagat zwischen der standardgemäßen medizinischen Versorgung,
zu der Zahnärzte und Ärzte aufgrund ihrer Behandlungsverträge mit den Patienten verpflichtet
sind, und der Kostenübernahme und Erstattungsfähigkeit durch Dritte immer weiter ausei-
nanderklafft. 


